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Frage: Was ist Ihnen denn so wichtig? Was ist die 
Maßnahme, die diese Person möglicherweise in den 
nächsten zwei bis drei Monaten durchführen soll und 
nicht durchführen kann, wenn sie jetzt nicht benannt 
wird?  

Nehmen wir einmal an, die Befürchtung all derer – 
ich gehöre dazu –, die sagen, dass es auch um Pri-
vatisierung an diesem Flughafen gehe, weil Sie mit 
der FDP koalieren, würde stimmen. Dann ist mit Si-
cherheit auch umgedreht richtig, dass das nicht in 
den nächsten zwei bis drei Monaten passiert.  

Also bleibt die Frage: Was war jetzt so dringend? 
Was war, nachdem man sich Monate Zeit gelassen 
hat, so dringend, dass es offensichtlich zwischen 
Montag und Freitag letzter Woche geschehen 
musste? 

Dann kann einem eigentlich nur in den Sinn kom-
men, dass es mit der am Freitag stattfindenden Auf-
sichtsratssitzung zu tun hat. Das legt im Übrigen 
auch nahe, dass die Einladung zu einer solchen Sit-
zung des Aufsichtsrates in der Woche davor erfolgt 
ist, dass also klar war – auch den Mitgliedern der 
Landesregierung, auch den beiden amtierenden 
Staatssekretären, die jetzt für diese Landesregierung 
im Aufsichtsrat sind –, worum es an diesem Freitag 
geht.  

Deswegen haben wir Anfragen gestellt. Ich will hier 
wenigstens einige Fragen nennen: 

Wann hat diese Landesregierung bzw. die Staats-
kanzlei entweder durch Herrn Laschet oder durch 
Sie, Herr Liminski, erstmalig Herrn Minister a. D. Bo-
dewig gebeten bzw. aufgefordert, umgehend sein 
Aufsichtsratsmandat niederzulegen? Wann und 
durch wen hat sie das schriftlich erklärt? Welche 
Möglichkeiten hat sie ansonsten noch zu ergreifen 
versucht? Ist es richtig, dass zwar versucht worden 
ist, dass es aber misslungen ist, am Donnerstag letz-
ter Woche eine Gesellschafterversammlung herbei-
zuführen, bei der man gegen den Willen von Herrn 
Bodewig für dessen Abberufung eine Dreiviertel-
mehrheit gebraucht, aber wohl absehbar nicht be-
kommen hätte?  

Diese Fragen gehen das Parlament an. Alles andere, 
was ich vorhin aus Ihrer Richtung gehört habe, waren 
Nebelkerzen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Sie können jetzt für Aufklärung sorgen. Sie können 
im Gegensatz zu Ihrer sonstigen Praxis Kleine Anfra-
gen zeitnah und präzise beantworten, also mal Ant-
worten geben und nicht nur „Antwort“ über die Zettel 
schreiben, die Sie abgeben. Insofern bin ich ge-
spannt darauf, wie das insgesamt weitergeht.  

Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zu der Frage 
sagen, was da möglicherweise passiert. 

Erstens. In einem solchen Stadium, sofern die Pres-
seberichte nur ansatzweise stimmen, von einer Ver-
mutung zu sprechen, von der die Landesregierung, 
deren Vertreter im Übrigen dem Aufsichtsrat angehö-
ren, gehört habe, ist ein Zeichen dafür, was man will: 
Man will es kleinkochen. 

Zweitens. Jeder, der sich mit dem Flughafen 
Köln/Bonn beschäftigt, weiß, dass es seit vielen Jah-
ren – übrigens auch schon, Herr Börschel, zu der Zeit, 
als Herr Hauff Vorsitzender war – immer wieder aus 
der Belegschaft den einen oder anderen Hinweis auf 
Unregelmäßigkeiten, auf das System Garvens, auf 
Aussagen wie „Nordkorea unter den Flughäfen“ und 
Ähnliches gegeben hat.  

Jeder weiß, dass es zwei technische Geschäftsführer 
gegeben hat, die gegangen sind und gegangen wur-
den, indem sie zum Gehen gedrängt wurden, dass es 
einen Feuerwehrchef gegeben hat, der sich im Streit 
mit Herrn Garvens verabschiedet hat oder verabschie-
den musste. Man hört auch, dass der aus der Beleg-
schaft gewählte, also der von Herrn Garvens gewollte, 
technische Geschäftsführer Titonis, der jetzt die Ge-
schäfte führt, und Herr Garvens auch nicht mehr ein 
Herz und eine Seele sind.  

Das alles hat meiner Ansicht nach mit Fragen der Inf-
rastruktur und mit einer in Teilen des Flughafens dar-
niederliegenden Infrastruktur zu tun. Insofern ist es ein 
Prozess, der nach meiner persönlichen Überzeugung 
schon lange gärt und jetzt kumuliert. 

Präsident André Kuper: Die Redezeit.  

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident, ich komme 
zum Schluss. – Dieser Prozess dokumentiert sich 
auch am Umgang mit einem Aufsichtsratschef, der 
nach meinem Eindruck einer derer ist, die tatsächlich 
aufklären wollen, und der damit bei einigen offensicht-
lich unangenehm aufgefallen ist. – Schönen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und Martin Börschel 
[SPD]) 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren, 
da mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich diese Aktuelle Stunde.  

Wir kommen zu:  

2 Gesetz zum Abbau unnötiger und belastender 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen – 
Entfesselungspaket I 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/1046 
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Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Minister 
Professor Pinkwart das Wort.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Guten Mor-
gen, Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich freue mich sehr, heute im Namen der 
Landesregierung das Gesetz zum Abbau unnötiger 
und belastender Vorschriften im Land Nordrhein-
Westfalen, das sogenannte Entfesselungspaket I, 
einbringen zu können.  

Mit diesem Entfesselungspaket wollen wir effizien-
tere, transparentere und unkompliziertere Regelun-
gen im Dienste der Bürgerinnen und Bürger wie auch 
der Unternehmen im Land Nordrhein-Westfalen 
schaffen. Wir wollen Tariftreue, Verbraucher- und 
Umweltschutz für die Adressaten nachvollziehbar 
und anwendungsorientiert gestalten und legen hier-
für Änderungen bzw. Anpassungen von 16 Rege-
lungswerken – darunter 13 Gesetze und drei Rechts-
verordnungen – vor.  

Die neue Landesregierung ist erst 137 Tage im Amt. 
Wir haben sofort begonnen, das auszuarbeiten. Wir 
haben uns mit den Beteiligten abgestimmt. Wir ha-
ben die Verbändeanhörung gemacht. Wir haben 
Ideen aufgegriffen – auch aus dem parlamentari-
schen Raum –, um Nordrhein-Westfalen schnell wie-
der mehr Bewegungsfreiheit zu eröffnen. Ich darf ei-
nige wenige Maßnahmen innerhalb der kurzen Re-
dezeit hervorheben.  

Lassen Sie mich mit der Anpassung des Ladenöff-
nungsgesetzes beginnen. 

(Marlies Stotz [SPD]: Großer Wurf!) 

Damit schaffen wir endlich verlässliche Rahmenbe-
dingungen für Kunden, Händler, Kommunen und die 
betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. In 
Zukunft soll die Anzahl der verkaufsoffenen Sonn-
tage von vier auf acht erhöht sowie die Öffnungszei-
ten an Samstagen nicht mehr begrenzt werden. In-
nerhalb einer Gemeinde sollen 16 statt bisher elf 
Sonntage freigegeben werden.  

(Beifall von der FDP und Petra Vogt [CDU]) 

Auf Grundlage des gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraums führen wir neue Sachgründe ein, um die 
Sonntagsöffnung auch rechtssicherer zu machen. 
Denn bisher waren die wenigen Tage so stark be-
klagt und eingeschränkt, dass man den Interessen 
sowohl der Händler als auch der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, vor allem aber der Kunden gar nicht 
gerecht werden konnte.  

Unter Berücksichtigung der Arbeitnehmerschutz-
rechte gestalten wir das Gesetz neu.  

Neben örtlichen Festen, Märkten, Messen oder ähn-
lichen Veranstaltungen sollen verkaufsoffene Sonn-
tage in Zukunft auch folgenden Zielen dienen: unter 

anderem der Belebung der Innenstädte und Kommu-
nen zur Erhöhung der Standortattraktivität und zur 
Stärkung des stationären Einzelhandels und ortsna-
her Versorgungsstrukturen vor allen Dingen im länd-
lichen Raum. 

Das scheint uns gerade mit Blick auf die Digitalisie-
rung wichtig zu sein, weil immer mehr Aktivitäten im 
E-Commerce stattfinden. Wir wollen, dass die Ge-
schäfte dann geöffnet sind, wenn Familien auch Zeit 
haben, gemeinsam einkaufen zu gehen, die Innen-
städte zu beleben und anstatt online auch noch off-
line einzukaufen. Denn das brauchen wir, wenn wir 
lebendige Innenstädte behalten wollen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Verbessert wird auch das Tariftreue- und Vergabe-
gesetz. Dabei geht es nicht um die Infragestellung so 
wichtiger Errungenschaften wie Tariftreue und Min-
destlohn. Im Gegenteil: Wir stärken die vertraglichen 
Sanktionsmöglichkeiten und befreien das Vergabe-
recht von komplizierten Nachweispflichten. Öffentli-
che Auftraggeber können damit Nachhaltigkeitsas-
pekte in Zukunft zielsicher und einzelfallgerecht in 
das Verfahren einbringen. 

Unabhängig von den genannten rechtlichen Regeln 
werden wir auch die elektronische Abwicklung und 
Abbildung des gesamten Beschaffungsvorgangs 
zeit- und kostensparend realisieren, einschließlich 
der Anbindung der Beschwerde- und Nachprüfungs-
instanzen. 

Dem Vergabeportal NRW kommt damit bundesweit 
eine Vorbildfunktion zu, und zwar nicht zuletzt gerade 
auch im Hinblick auf den Schutz der Arbeitnehmer-
rechte. Ich bin mir mit dem DGB-Bezirksvorsitzenden 
Nordrhein-Westfalen, Andreas Meyer-Lauber, einig, 
dass wir in Zukunft die Überwachung der Arbeitneh-
merschutzrechte in Nordrhein-Westfalen insgesamt 
verbessern wollen – ganz nach der Devise: Weniger 
Regulierung erhöht Vertrauen und eröffnet die 
Chance, auch wirksam zu kontrollieren. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Als völlig untauglich hat sich das Kontrollergebnis-
Transparenz-Gesetz, KTG, besser bekannt als Hygi-
eneampel, erwiesen. 

Deshalb schlagen wir dem Landtag im Einverneh-
men mit der Umweltministerin, der ich dafür sehr 
dankbar bin, die ersatzlose Streichung vor. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Hier war der sperrige Name Programm. Die Reglung 
ist unübersichtlich, kompliziert und für Verbraucher, 
Anwender und die Betroffenen – 150.000 Betriebe 
und ihre Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen – un-
durchschaubar. 
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Natürlich liegen uns Hygiene- und Lebensmittelsi-
cherheit im Interesse der Bürgerinnen und Bürger am 
Herzen. Deshalb bleibt es selbstverständlich beim 
strengen Lebensmittelüberwachungsrecht und ähnli-
chen Vorschriften, deren strikte Einhaltung über wirk-
same und angemessene Strafen sichergestellt wird. 
Einen unverhältnismäßig hohen Dokumentationsauf-
wand, vor allem für die kleinen und mittleren Unter-
nehmen, ohne erkennbaren Vorteil für die Konsu-
menten wollen wir allerdings nicht mehr zulassen. 
Deshalb nehmen wir das KTG zurück, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Aufgehoben wird auch der Erlass zur Internetveröf-
fentlichungspflicht von immissionsschutzrechtlichen 
Antragsunterlagen, der ebenfalls eine ganz beachtli-
che Leistung der Vorgängerregierung darstellt. 
Durch die ungefilterte und umfassende Veröffentli-
chung aller Anlagen- und Baupläne im Internet steigt 
die Gefahr von Cyberkriminalität, Sabotageakten und 
terroristischen Anschlägen eklatant. Durch den soge-
nannten Spionageerlass drohte zudem ein massiver 
Abfluss von Firmen-Know-How unter Preisgabe in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stellen 
manchmal Sachen ins Netz, die hier noch nicht ge-
nehmigt sind. Bis sie hier genehmigt worden sind, 
wurden sie in China bereits gebaut. Dem müssen wir 
ein Ende bereiten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Im Dienste einer prosperierenden, weltoffenen 
NRW-Wirtschaft wiederum steht die vollelektroni-
sche, medienbruchfreie Gewerbemeldung. Eine Ab-
frage der Gründerinnen und Gründer hat ergeben, 
dass diese sich heute – das gilt insbesondere für die 
digitalen Start-ups – auch digital anmelden können 
wollen. Wenn sie ein Gewerbe haben, das mehrere 
Behörden betrifft, müssen sie sich heutzutage noch 
bei mehreren Behörden analog anmelden. Das passt 
nicht mehr in diese Zeit. Nordrhein-Westfalen hat 
sich schon jahrelang damit beschäftigt. 

Wir wollen den Kammern jetzt optional das Recht 
einräumen, die Gewerbeanmeldung durchführen zu 
können, allerdings nur dann, wenn sie dies auch me-
dienbruchfrei in einem Onlineverfahren tun. Wir hof-
fen, dass die Kommunen dann auch möglichst 
schnell in dieses Verfahren eintreten, damit wir es flä-
chendeckend anbieten können. 

Wie Sie sehen, dient die Entfesselung auch dazu, die 
Digitalisierung im Land voranzubringen. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Pinkwart. – Der Minister hat die Re-
dezeit der Landesregierung um zwei Minuten über-
zogen. Diese Zeit bekommen die Fraktionen selbst-
verständlich gutgeschrieben. 

Ich möchte gerne darauf aufmerksam machen, dass 
wir künftig auch bei der Landesregierung ganz kurz 
verbal andeuten werden, dass sich die Redezeit dem 
Ende nähert oder überzogen ist – nicht, um die Lan-
desregierung in ihren Rechten einzuschränken, son-
dern, um den Fraktionen auf diesem Weg das Signal 
zu geben, dass sich ihre Redezeit gegebenenfalls 
verlängern wird. 

Nach dieser Vorbemerkung hat jetzt Herr Kollege 
Rehbaum von der CDU-Fraktion das Wort. 

Henning Rehbaum (CDU): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Regierungs-
wechsel in Nordrhein-Westfalen ist eine Chance für 
einen Neustart für unser Land. 

Zunächst müssen wir die Versäumnisse der letzten 
Jahre aufholen. Damit meine ich insbesondere die 
Investitionen in Straßen, Kindergärten, Krankenhäu-
ser, Polizei und vieles mehr. Das alles sind Baustel-
len von unvorstellbarer Größe, die eine finanzielle 
Kraftanstrengung für viele Jahre erfordern werden. 
Diese rot-grünen Versäumnisse kosten Geld. 

Gerade bei einem Wechsel von einem streng linken 
Bündnis wie in Nordrhein-Westfalen hin zu einer 
klassisch bürgerlich-pragmatischen Koalition gibt es 
aber auch jede Menge überalterter, unwirksamer, 
teilweise ideologischer Regelungen, die man einfach 
abschaffen kann. Das Schönste ist: Diese alten rot-
grünen Zöpfe abzuschneiden, kostet kein Geld, son-
dern bringt die Wirtschaft in Schwung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diejenigen Kollegen, die wie ich regelmäßig Unter-
nehmen und Betriebsräte besuchen, bekommen un-
aufgefordert den sehnlichen Wunsch mit auf den 
Weg: Sorgt für weniger Bürokratie! 

Bürokratie hängt dem Mittelstand wie ein Mühlstein 
um den Hals. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Geht es auch eine 
Nummer größer? – Heike Gebhard [SPD]: 
Deswegen stehen wir wirtschaftlich auch so 
gut dar!) 

Sie verhindert Wachstum sowie die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und geht den Praktikern vor Ort 
schlicht auf die Nerven. In Großunternehmen gibt es 
eigene Abteilungen, die sich darum kümmern. In Mit-
telstand und Handwerk macht das der Chef oder die 
Chefin nach Feierabend selbst. 
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Auf verschiedenen Ebenen diskutieren wir aktuell ein 
gesundes Gleichgewicht aus Arbeitszeit und Flexibi-
lität für Arbeitnehmer. Das Arbeitszeitgesetz des 
Bundes, das für Saisonbetriebe und Gastronomie 
viel zu starre Tagesarbeitszeiten hat, ist richtiger-
weise im Gespräch. Auch die IG Metall plädiert für 
schwankende Arbeitszeiten zur Abmilderung von 
persönlichen Belastungen im Laufe verschiedener 
Lebensphasen. 

Wer aber spricht offen über die persönliche Arbeitsbe-
lastung von Selbstständigen, Mittelständlern, Hand-
werksmeistern oder Ich-AGs?  

Ein selbstständiger Unternehmer ist auch nur ein 
Mensch. Auch die Kinder des Bäckermeisters haben 
ein Recht darauf, ihren Papa mal bei Tageslicht zu 
sehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Unsere Unternehmer und Handwerker sind tagein, 
tagaus unermüdlich für ihre Betriebe und zufriedene 
Kunden im Einsatz. An dieser Stelle möchte ich allen 
Unternehmern für ihren Einsatz für unseren Wohl-
stand und die Arbeitsplätze herzlich Danke sagen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Arbeitszeitgesetz des Bundes, die Mitbestim-
mung und Manteltarifverträge schützen Arbeitneh-
mer. Wer aber schützt Unternehmer vor immer mehr 
Bürokratie, Dokumentation und Gängelung? Aus ei-
gener Erfahrung weiß ich: Unternehmer wollen kein 
Mitleid und kein Arbeitszeitgesetz für ihre Person. Im 
Gegenteil! Unternehmer und Handwerker sagen: 
Lasst uns einfach in Ruhe unsere Arbeit tun. – Sie 
wollen mit guten Produkten zufriedene Stammkun-
den gewinnen, ihren Mitarbeitern für gute Arbeit gu-
tes Geld zahlen und ein Auskommen erzielen, von 
dem sie und ihre Familien vernünftig leben können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Was die Handwerker nicht wollen, ist, nach einem 
langen 16-Stunden-Tag noch eine Stunde Doku-
mente, Tabellen und Nachweise auszufüllen, die 
auf dem großen Datenfriedhof der Republik lan-
den. Ob Hygieneampel, das Vergabegesetz mit 
allzu vielen Dokumentationspflichten, die gut ge-
meint sind, aber nicht wirken, komplizierte Gewer-
beanmeldungen oder rechtsunsichere Organisati-
onsrahmen von verkaufsoffenen Sonntagen durch 
die örtlichen Kaufleute: Wir wollen den Unterneh-
mern Steine aus dem Rucksack nehmen, damit sie 
einfacher arbeiten, erfolgreich sein und Arbeits-
plätze schaffen können. 

Es geht nicht nur darum, bestehenden Unterneh-
men Luft im Alltag zu verschaffen. Mit der Abschaf-
fung oder Überarbeitung überflüssiger, überalter-
ter oder unwirksamer Regelungen in Nordrhein-
Westfalen wollen wir auch das Unternehmersein 

generell attraktiver machen. Ob Internet, Verkehrs-
wende, Energiewende oder demografischer Wan-
del: Wir brauchen viele neue Unternehmer mit Mo-
tivation und Geschäftsideen. Diesem Gründergeist 
müssen wir Freiraum geben, damit er sich entfal-
ten kann. 

(Beifall von der CDU) 

Wir wollen Gründer für die Wirtschaft 4.0 begeistern 
und haben eine Bürokratie wie in den 80er-Jahren. 
Das wollen wir ändern. 

Dazu kommen Hunderttausende Betriebe in Nord-
rhein-Westfalen, die in den nächsten Jahren einen 
Nachfolger suchen. Wir wollen, dass auch die her-
vorragend qualifizierte junge Generation in den Un-
ternehmerfamilien dafür brennt, in das elterliche Un-
ternehmen einzusteigen und es mit seinen Arbeits-
plätzen weiterzuführen. 

Auch für Angestellte, Gesellen, Meister, Kaufleute, 
Techniker oder Ingenieure muss die Selbstständig-
keit wieder zu einer attraktiven Alternative zur abhän-
gigen Beschäftigung werden. 

Wir nehmen Betrieben und Start-ups Steine aus dem 
Rucksack, damit sie mehr Spaß an der Arbeit be-
kommen und die Arbeitsplätze schaffen, die unser 
Land so dringend braucht. 

Das Entfesselungspaket I umfasst insgesamt 16 Re-
gelungen und Gesetze für Unternehmen, aber auch 
für Behörden sowie den Sozial- und Gesundheitsbe-
reich, die abgeschafft oder vereinfacht werden, um 
den Praktikern das Leben leichter zu machen. 

Den vielen Praktikern, die sich über unser Bürokra-
tieabbauprogramm freuen, kann ich zurufen: Das 
Entfesselungspaket I ist nur der Anfang. Weitere Ent-
fesselungspakete werden folgen – für Schwung in 
den Unternehmen sowie für Freiheit, Wachstum, 
mehr Arbeitsplätze und Wohlstand in Nordrhein-
Westfalen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rehbaum. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Sundermann. 

Frank Sundermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich mit einem Satz 
zum Redebeitrag des Kollegen Rehbaum beginnen. 
Herr Rehbaum, ich finde es schon wirklich enttäu-
schend, von einem Mitglied der Christlich Demokra-
tischen Union nicht ein einziges Wort zu den Arbeit-
nehmern gehört zu haben. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie haben nicht 
zugehört!) 
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Sie haben nur darüber gesprochen, wie wir den Un-
ternehmern im Land helfen wollen. Das ist richtig und 
wichtig; keine Frage. Aber auch die Arbeitnehmer in 
diesem Land sind wichtig. Kein Wort von Ihnen dazu, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ich stelle Ihnen 
den Text gerne zur Verfügung!) 

was Sie den Arbeitnehmern mit diesem Gesetzespa-
ket vorlegen; kein einziges! 

(Beifall von der SPD – Henning Rehbaum 
[CDU]: Das ist ungeheuerlich!) 

Meine Damen und Herren, wir lassen es Ihnen nicht 
durchgehen, zu behaupten, Sie hätten ein Land vor-
gefunden, das am Boden gelegen hat und erst ent-
fesselt werden muss. Deshalb möchte ich Ihnen drei 
Dinge am Anfang meiner Rede noch einmal mittei-
len. 

Nordrhein-Westfalen ist aktuell, was das Wachstum 
beim Bruttoinlandsprodukt anbelangt, die Nummer 
fünf in Deutschland. Vier sind noch vor uns, elf sind 
hinter uns. Die Wirtschaft ist – und das sage nicht ich, 
sondern das sagt beispielsweise die IHK Nord West-
falen – in Bestform, meine Damen und Herren. 

Was den Bürokratieabbau anbelangt, zitiere ich an 
dieser Stelle Dr. Johannes Ludewig, den Vorsitzen-
den des Nationalen Normenkontrollrates, der im ak-
tuellen Wirtschaftsbericht Nordrhein-Westfalen aus-
geführt hat, dass Nordrhein-Westfalen Vorreiter beim 
Bürokratieabbau und in guter Rechtsetzung ist. 

(Beifall von der SPD) 

Das sind die Benchmarks, an denen Sie sich in den 
nächsten fünf Jahren messen lassen müssen, meine 
Damen und Herren. 

Nun komme ich zu Ihrem Entfesselungspaket. Wie 
man beim Minister auch schon gemerkt hat, kann 
man gar nicht auf alle Punkte eingehen, sondern in 
der Kürze der Zeit nur auf einige. 

Ich möchte als Erstes etwas zum Ladenöffnungsge-
setz sagen. Dabei möchte ich nicht mit einem Blick 
meiner Partei beginnen, sondern mit dem externen 
Blick der KAB. Die KAB hat schon am 14. Juni 2017 
in ihrer online Ausgabe von „Kirche + Leben“ ausge-
führt – ich zitiere Herrn KAB-Diözesansekretär Her-
mann Hölscheidt –: 

„Der arbeitsfreie Sonntag ist laut Hölscheidt ,Frei-
heitsschutz und Arbeitnehmerschutz‘, ein wichti-
ges religiöses Gut und ein Kulturgut: ,Sonntage 
sind gemeinsame Atempausen unserer Gesell-
schaft und als solche unverzichtbar.‘„ 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, neben einer inhaltlichen 
Begründung führen Sie auch immer an, Sie wollten 
Rechtssicherheit schaffen. Die Gespräche, die wir 
mit Kommunen und auch mit den Gewerkschaften 

geführt haben, zeigen genau, dass Sie Rechtssicher-
heit an dieser Stelle eben nicht schaffen. Die neuen 
Anlassbezüge, die Sie schaffen, führen eher dazu, 
dass es eine verstärkte Rechtsunsicherheit gibt, Herr 
Minister. 

Nun wollen wir einmal schauen, wie der Prozess 
läuft. Ich prophezeie Ihnen für die sozialdemokrati-
sche Partei in diesem Land, dass dieses Ladenöff-
nungsgesetz vor Gericht scheitern wird. Dann wer-
den wir einmal sehen, wie Sie damit weiter umgehen. 

Zu den inhaltlichen Zielen führen Sie immer wieder 
aus – das haben Sie eben auch noch einmal ge-
macht –, Sie wollten die innerstädtischen Bereiche 
vor allen Dingen in Grund- und Mittelzentren stärken. 
Lassen Sie uns doch einmal einen Blick in das Land 
werfen und uns genau diese Grund- und Mittelzen-
tren anschauen.  

Wie sieht es da denn heute aus? Gibt es dort am 
Samstag nach 22:00 Uhr offene Geschäfte? – Es gibt 
sie nicht. 

Sie wollen jetzt auch noch, dass diese Geschäfte zu-
künftig bis 24:00 Uhr öffnen können – übrigens vor 
dem nächsten Sonntag, vor dem Volkstrauertag und 
auch vor dem Totensonntag. Bis 24:00 Uhr sollen die 
Geschäfte geöffnet werden. 

Aus meiner Sicht ist das ein Stück weit ein Skandal. 
Es hilft nämlich nicht den Innenstädten, sondern den 
Discountern und den Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese. So werden Sie kein Leben in die Innenstädte 
bekommen, meine Damen und Herren. Kreativere 
Ansätze sehen an dieser Stelle deutlich anders aus. 

(Beifall von der SPD) 

Das zweite Gesetz, auf das ich kurz zu sprechen 
kommen möchte, ist das Tariftreue- und Vergabege-
setz. Lassen Sie uns auch hier noch einmal schauen: 
Was ist denn das Ziel?  

Das Ziel ist, Ausgaben und Vergaben der öffentli-
chen Hand an Standards zu binden, und zwar nicht 
nur an die tariflichen Standards, sondern auch an so-
ziale, ökologische und humanitäre Standards. Das ist 
wichtig, damit die öffentliche Hand in diesem Bereich 
Vorreiter bleibt. Es ist auch wichtig, weil der Bürger 
wissen will, was mit seinem Geld passiert, das die 
öffentliche Hand ausgibt. Er will eben nicht, dass mit 
diesem Geld Kinderarbeit in der Dritten Welt finan-
ziert wird. 

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie uns hier auch noch einmal einen Blick auf 
die Opposition vor dem Mai dieses Jahres werfen. 
Was hat denn die Opposition vor dem Mai dieses 
Jahres immer wieder zu uns gesagt? „Die Ziele, Herr 
Sundermann, erkennen wir an. Wir erkennen die 
Ziele des Tariftreue- und Vergabegesetzes an.“ – Sie 
haben aber immer gesagt, wir bekämen es nicht hin. 
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Immer wieder war die Behauptung, wir bekämen es 
hin.  

Jetzt legen Sie ein Tariftreue- und Vergabegesetz 
vor. Okay; um die Tariftreue kümmern Sie sich. Aber 
um alle anderen Aspekte kümmern Sie sich nicht. Sie 
klammern Sie aus. Das heißt: Die Latte, die Sie sich 
selber in der Opposition immer gelegt haben, reißen 
Sie, und zwar deutlich, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun können Sie sagen, hier stehe ein Sozialdemo-
krat, der mit rot-grünem Duktus oder entsprechender 
Ideologie – das wird uns ja auch immer vorgewor-
fen – dieses Tariftreue- und Vergabegesetz auf die 
Straße gesetzt habe.  

Ich will Ihnen an dieser Stelle einfach einmal die Sicht 
anderer gesellschaftlicher Gruppen vortragen, und 
zwar der evangelischen Kirche. Ich lese hier aus ei-
nem Bericht des Evangelischen Kirchenkreises Dort-
mund an die Dortmunder Abgeordneten vor; ähnli-
che Briefe hat es auch von anderen evangelischen 
Kirchenkreisen gegeben. Darin wird ausgeführt: 

Wir sehen in dem Vorhaben, soziale und ökologische 
Standards in den öffentlichen Vergaben nicht mehr 
zu berücksichtigen, einen Rückschritt auf Kosten von 
Menschen und Arbeitsrechten sowie des Umwelt- 
und des Klimaschutzes. 

Das sagen Ihnen die Kirchen. Der KAB sagt: LÖG 
schlecht. – Die evangelische Kirche sagt, dass Sie 
sich mit dem, was Sie dort im Tariftreue- und Verga-
begesetz machen, im Prinzip gegen kirchliche 
Grundsätze stellen. Das sollte Sie aus meiner Sicht 
auf jeden Fall ein Stück weit zum Nachdenken brin-
gen.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich habe nichts zur Hygi-
eneampel und zu den Gesetzgebungen im Gesund-
heitsbereich, im sozialen Bereich und im Rechtsbe-
reich gesagt, weil dieses Artikelgesetz, das Sie vor-
gelegt haben, extrem komplex ist.  

Lassen Sie mich diese Aussagen zum Anlass neh-
men, über das Verfahren zu sprechen. Sie legen hier 
ein Artikelgesetz vor – 13 Gesetze für andere 
Rechtsgegenstände –, und morgen wird dann in ei-
ner Sondersitzung des Wirtschaftsausschusses auf 
Wunsch von Schwarz-Gelb eine Anhörung termi-
niert, und zwar am 18. Dezember dieses Jahres, 
sechs Tage vor Weihnachten, eine Mammutanhö-
rung mit 30, 40, 50, 60 Sachverständigen. 

Meine Damen und Herren, ich bin jetzt seit sieben 
Jahren hier. Aber wir haben uns das nicht getraut. 
Das muss ich ganz deutlich sagen. Wir haben uns 
das in dieser Art und Weise nicht getraut. Ich weiß 
nicht, ob das ein einmaliges Verfahren ist. Auf jeden 
Fall entzieht sich das meinen Erfahrungen. Es ist im 
Prinzip von uns nie so gemacht worden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Frank Sundermann (SPD): Aus meiner Sicht ist das 
unangemessen und auch hochgradig unanständig. 
Sie missachten die Beteiligungsrechte des Parla-
mentes. Und warum machen Sie das? 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Frank Sundermann (SPD: Sie wollen Handlungs-
stärke und Entschlusskraft demonstrieren. Aber die 
Wahrheit ist: Sie scheuen die Auseinandersetzung 
mit den gesellschaftlichen Gruppen und auch hier im 
Parlament. Deswegen brechen Sie diese Entschei-
dung übers Knie. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sundermann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Kollege Bombis.  

Ralph Bombis (FDP): Guten Morgen! Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte 
Herren! Fünf Jahre lang haben wir kritisiert – das 
habe auch ich von dieser Stelle aus und anderswo 
getan –, dass die rot-grüne Landesregierung der 
Wirtschaft, den Unternehmerinnen und Unterneh-
mern und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Betrieben Fesseln angelegt hat, dass sie sie be-
vormundet hat und dass sie sie mit übertriebenen 
Vorschriften überzogen hat. Fünf Jahre lang haben 
wir den Leuten gesagt, dass wir das anders machen 
würden. 

Nach diesen fünf Jahren, im Mai dieses Jahres, ha-
ben die Leute gesagt: Wir wollen nicht länger bevor-
mundet werden. Wir wollen nicht länger im Bundes-
ländervergleich auf den hinteren Plätzen sein. Wir 
wollen unsere Chancen wahrnehmen. – Sie haben 
diese rot-grüne Regierung abgewählt, meine Damen 
und Herren. Und jetzt halten wir von Schwarz-Gelb 
das Versprechen, das wir gegeben haben. Wir be-
freien die Menschen in Nordrhein-Westfalen von 
übertriebenen Vorschriften. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Kollege Sundermann, Sie haben dem Kollegen 
Rehbaum gerade vorgeworfen, er hätte die Mitarbei-
terseite nicht gewürdigt. Ich habe wahrgenommen, 
dass er das sehr wohl getan hat. Er hat nämlich – 
ähnlich wie ich – gesagt, dass er mit Unternehmerin-
nen und Unternehmern, aber auch mit Betriebsräten 
und Mitarbeitern in den Betrieben gesprochen hat 
und dass er darüber hinaus natürlich auch Eindrücke 
bekommen hat, wie diese Menschen durch Ihre Vor-
schriften belastet worden sind. 
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Dass wir diese Vorschriften abschaffen wollen, doku-
mentieren wir hier. Sie sehen an der Zahl I dieses 
Entfesselungspaketes, dass das erst der Anfang ist. 

Ich will kurz auf einzelne Punkte eingehen, wie das 
auch meine Vorredner getan haben. 

Mit den Änderungen beim Ladenöffnungsgesetz ge-
ben wir den Kommunen nun die Freiheit, an acht 
Sonntagen im Jahr die Geschäfte zu öffnen. Acht 
Sonntage, Herr Kollege Sundermann: Das ist mit Au-
genmaß. Es ist aber auch die notwendige Freiheit, 
die wir den Leuten geben. 

Die bisherigen Regeln zum Anlassbezug werden 
durch lebensnahe, praktische Kriterien ersetzt. Die-
ser Anlassbezug hat ja zu einem geradezu absurden 
Aufwand geführt. Diesen Aufwand werden wir zu-
rückführen. 

Ich will klar sagen: Es ist das gute Recht, Regelun-
gen gerichtlich überprüfen zu lassen. Aber Sie kön-
nen doch davon ausgehen, dass die Zalandos und 
die Amazons dieser Welt sich köstlich darüber amü-
siert haben, dass Kommunen mit Besuchstabellen 
hantiert haben und hinterher doch die verkaufsoffe-
nen Sonntage untersagt worden sind, während der 
Onlinehandel fröhlich Umsätze gemacht hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden hier eine Regelung schaffen, die dafür 
sorgt, dass auch der Einzelhandel mit den inhaber-
geführten Geschäften jetzt mal dem Onlinehandel ins 
Gesicht lachen kann, wenn es darum geht, sonntags 
ebenfalls konkurrenzfähig zu sein, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Wir haben immer gesagt: Nicht alle Gesetze der Vor-
gängerregierung müssen per se abgeschafft werden. 
Manches ist weiterzuentwickeln. Es gibt gute An-
sätze. 

Aber ein Gesetz, liebe Kollegen von Rot-Grün, ge-
hört nun wirklich in die Mülltonne, und zwar das Ge-
setz zur sogenannten Hygieneampel. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Minister 
Karl-Josef Laumann: Das ist wahr!) 

Dieses Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz, das 
so harmlos „Ampel“ heißt, ist doch in Wahrheit ein 
Pranger. Es ist nicht nur ein Pranger, sondern es 
werden auch die falschen Betriebe an diesen Pran-
ger gestellt. Auch vorbildliche Betriebe, in denen nur 
mal ein Formular falsch ausgefüllt worden ist, hän-
gen schon darin. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Wir werden dieses Gesetz ersatzlos abschaffen. Ich 
bin Herrn Professor Pinkwart sehr dankbar dafür, 
dass er das in Zusammenarbeit mit den zuständigen 

Kolleginnen und Kollegen in der Landesregierung so 
schnell umgesetzt hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich will einen weiteren Punkt nennen: das Tariftreue- 
und Vergabegesetz. 

(Frank Sundermann [SPD]: Ich habe darauf 
gewartet!) 

Wir bekennen uns sehr eindeutig zur Tariftreue. Wir 
bekennen uns sehr eindeutig zu den Kriterien, die im 
Hinblick auf die Tariftreue in diesem Gesetz stehen. 
Aber ich sage Ihnen auch – und das wissen Sie ganz 
genau; wir hatten dazu Anhörungen und auch Unter-
suchungen Ihrer eigenen Landesregierung –: Dieses 
Gesetz hat keinen messbaren positiven Effekt. 

Aber es hat zusätzliche Bürokratie verursacht 

(Frank Sundermann [SPD]: Machen Sie es 
doch besser!) 

– wir machen es besser; wir entkernen es –, und es 
hat allein in den Jahren 2012 bis 2014 ausweislich 
des Gutachtens Ihrer Landesregierung 20 Millio-
nen € Mehrkosten verursacht. 

Wir machen es besser. Wir entkernen es. Wir entbü-
rokratisieren. Wir entlasten die Menschen und die 
Betriebe in diesem Land. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich will angesichts der Kürze der Zeit die anderen 
zentralen Gesetze nur kurz nennen. 

Die elektronische Gewerbeanmeldung – Herr Minis-
ter hat es angesprochen – wird ebenfalls zur Entbü-
rokratisierung beitragen. Wir führen das Land damit 
endlich in die heutige Zeit und sorgen damit dafür, 
dass gerade Gründerinnen und Gründer unkompli-
zierte Wege haben. 

Der Spionage-Erlass ist zu streichen, weil er die Be-
triebe völlig ohne Not und überflüssig belastet. 

Wir werden mit den Änderungen am Alten- und Pfle-
gesetz das Verfahren zur Investitionskostenförde-
rung vereinfachen. Vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Herausforderungen ist das dringend not-
wendig. Ich bin auch hier dem beteiligten Minister 
sehr dankbar dafür, dass das so schnell und unkom-
pliziert möglich war – genauso wie die Änderung des 
Krankenhausgestaltungsgesetzes, die Planungsver-
fahren beschleunigen und zur Sicherung der Versor-
gung der Menschen in Nordrhein-Westfalen beitra-
gen wird. 

Diese und andere – von mir jetzt nicht einzeln ge-
nannte – Gesetze werden wir in der Anhörung, die 
wir morgen in der Sondersitzung des federführenden 
Wirtschaftsausschusses beschließen werden, näher 
diskutieren. 
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Herr Kollege Sundermann, eine Anmerkung sei mir 
zum Abschluss noch gestattet: Wenn Sie sich hier 
über das Verfahren beschweren,  

(Frank Sundermann [SPD]: Ja!) 

finde ich das wirklich weit hergeholt. Wir haben Sie 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt über dieses Verfah-
ren informiert. Wir haben zu einem sehr frühen Zeit-
punkt das Gespräch mit Ihnen gesucht. Sie hätten in 
diesem Verfahren jederzeit äußern können, dass Sie 
damit ein Problem haben. Das haben Sie nicht getan, 
damit Sie jetzt hier öffentlichkeitswirksam sagen kön-
nen, das sei alles ganz schrecklich und ein Skandal. 
Das ist zu vordergründig, Herr Kollege Sundermann. 
Das ist zu billig. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden die Beteiligungsrechte dieses Parla-
ments wahren. Wir werden über dieses Gesetz so 
beraten, wie ordnungsgemäß darüber beraten wer-
den muss. Und wir werden am Ende zu einer Entlas-
tung der Menschen in Nordrhein-Westfalen kom-
men – zügig, aber mit den notwendigen Maßnah-
men. 

Das ist das Ziel dieser Landesregierung. Weitere 
Schritte werden folgen. Sie mögen das als Drohung 
empfinden. Für die meisten Menschen in Nordrhein-
Westfalen ist es ein Versprechen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bombis. – Für die Grünen spricht Herr 
Kollege Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
bei meinem Vorredner gerade das erlebt, was wir ei-
gentlich seit sechs Monaten erleben: Wesentliche 
Bestandteile dieser Koalition befinden sich immer 
noch im Rausch der Oppositionsrhetorik. Sie sind 
nicht auf Entzug und schon gar nicht in der Ernüch-
terung angekommen. Dabei wäre Nüchternheit beim 
Regierungshandeln durchaus angebracht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Monaten war 
noch vom Bürokratiekosten-TÜV, vom Verwaltungs-
benchmarking und von der Befristung der Gesetze 
mit umfangreichen Prüfungen im Falle der Verlänge-
rung die Rede – übrigens ausdrücklich auch mit sol-
chen Prüfungen, die mit einem Abbau von Sozial-
rechten und Standards zu tun hatten. 

Wenn man sich diesen Entwurf für ein sogenanntes 
Entfesselungsgesetz anguckt, muss man zunächst 
einmal feststellen, dass es einerseits zum Glück weit 
hinter diesen Oppositionssprüchen zurückbleibt, an-
dererseits aber immer noch eine krude Mischung aus 

dieser Oppositionsrhetorik und schädlichem Unsinn 
ist. 

In Anbetracht der Kürze der Zeit will ich dazu wie 
meine Vorredner nur einige wenige Beispiele nen-
nen. 

Bei der Änderung des Ladenöffnungsgesetzes ent-
fesseln Sie sich letztlich vom sogenannten Anlassbe-
zug und auch von der Rechtsprechung. Es geht in 
Wahrheit natürlich nicht nur um acht – wobei acht 
auch schon zu viel sind –, sondern um bis zu 16 
Sonn- und Feiertage, nämlich immer in den großen 
Städten, die verschiedene Bezirke haben. Wenn Sie 
Ihre eigenen Gesetzesvorhaben lesen, werden Sie 
das sehen. 16 Sonn- und Feiertage im Jahr bedeu-
ten: Tatsächlich ist mehr als jeder vierte Sonn- oder 
Feiertag mit einer Geschäftsöffnung verbunden. 

Es wird geradezu ein Stück aus dem Tollhaus, wenn 
Sie sich anlässlich dieser Erweiterung der Ladenöff-
nungszeiten hier zum Vorkämpfer gegen den Online-
versand aufspielen. 

Wenn Sie etwas gegen den Onlineversand tun woll-
ten, müssten Sie sich mit uns zusammen für eine 
faire Besteuerung einsetzen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Dann müssten Sie sich mit uns zusammen für eine 
ordentliche Stadtlogistik einsetzen. Da habe ich Sie 
aber bis jetzt nicht wahrgenommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will mich mit Ihnen heute auch nicht über die Hy-
gieneampel streiten. Deren Abschaffung ist ja angeb-
lich ein großer Entfesselungsakt. Aber wenn ich 
sehe, dass das gestern beim Handwerk ein Entfes-
selungsakt war, dass das heute ein Entfesselungsakt 
ist und dass Sie in die Begründung Ihrer Vorhaben 
hineinschreiben – so Herr Pinkwart –, Sie wollten die 
Entwicklung eines Modells der Verbraucherinforma-
tion auf freiwilliger Basis, sage ich:  

Herr Kollege Pinkwart, Sie sollten sich doch einmal 
zurückerinnern oder mit Herrn Laumann sprechen. 
Sie beide haben von 2005 bis 2010 derselben Regie-
rung angehört. Genau das ist damals von Herrn 
Uhlenberg versucht worden. An den freiwilligen Ver-
einbarungen hat sich damals niemand beteiligt. Ich 
bin mal gespannt, ob das dieses Mal anders ist.  

Wo wollen Sie beispielsweise bei der Abschaffung 
des Widerspruchsverfahrens zum LANUV „entfes-
seln“? Da entfesseln Sie nicht, sondern da legen Sie 
den Gerichten Fesseln an, und zwar durch neue Ak-
tenberge, weil Leuten nicht bei Widerspruchsverfah-
ren beschieden wird, sondern weil die sich dem-
nächst vor Gericht ihr Recht suchen werden.  

Beim Tariftreue- und Vergabegesetz sagt dieser Text 
dann eigentlich alles. Ich lese mal die Begründung 
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vor: „Die Neufassung des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes entspricht der Koalitionsvereinbarung.“ – 
Will sagen: Das entspricht also Ihrer Oppositionsrhe-
torik: Umweltschutz, Energieeffizienz, Beachtung 
von Mindestanforderungen an Arbeitsbedingungen, 
Frauenförderung, Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf – alles Anforderungen, die bei Ihnen Gedöns sind 
und weggehören.  

Richtig ärgerlich übrigens und richtig schädlich 
auch – das ist einer der Punkte, bei denen ich hoffe, 
dass Sie wirklich noch einmal nachdenken – wird es 
beim Alten- und Pflegegesetz. Sie geben die Gleich-
stellung von Wohn- und Betreuungsangeboten vor.  

Aber in Wahrheit schaffen Sie mit dieser Abschaf-
fung oder mit dieser angeblichen Gleichstellung na-
türlich die Abkehr vom Vorrang ambulanter Versor-
gung, ambulanter Wohn- und Versorgungsangebote. 
Wer weiß, dass davon im Land Nordrhein-Westfalen 
im Verhältnis zu den 180.000 anderen nur 6.000 da 
sind, der weiß, dass ganz dringend weitere geschaf-
fen werden müssen und dass übrigens, Herr Bombis, 
Ihre Änderung mit Sicherheit nichts ist, worauf sich 
die Bevölkerung freut.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie nehmen es aber auch 
nicht so genau mit der Wahrheit. Sie schreiben, es 
gibt keine negativen Auswirkungen auf die Selbstver-
waltung, und verweisen dann schon fast zynisch auf 
den § 17 des Krankenhausgestaltungsgesetzes. Sie 
wissen natürlich genau, dass es diese negativen 
Auswirkungen gibt.  

Sie formulieren im Übrigen – auch das ist besonders 
spannend – folgenden Satz im Zusammenhang mit 
der Frage von vollautomatisierten Erlassen und der 
Konnexität – ich zitiere –:  

„Mit der Einführung des vollautomatisierten Erlas-
ses eines Verwaltungsaktes stellt das VwVfG 
NRW zwar ein neues Verfahrensinstrument zur 
Verfügung, ordnet dessen Verwendung aber 
nicht an. Finanzielle Auswirkungen entstehen 
erst, wenn die Behörden von den zur Verfügung 
gestellten Instrumenten Gebrauch machen.“ 

Meine Damen und Herren, das zeigt ganz deutlich: 
Sie nehmen noch nicht einmal Ihre eigenen entfes-
selungsrhetorischen Maßnahmen ernst. Ansonsten 
müssten Sie sich mit der Konnexität beschäftigen. 
Das haben Sie nicht getan.  

Sie werden verstehen, dass ich mich angesichts die-
ser und vieler anderer Widersprüche und Ungereimt-
heiten auf die Beratungen freue. – Schönen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Für die AfD spricht Herr Kol-
lege Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das so-
genannte Entfesselungspaket ist ein kleines Senf-
korn Hoffnung. Die großen Reformideen kommen ja 
bekanntlich am Anfang der Legislaturperiode. Hier 
haben Sie schon einige Kleinmaßnahmen auf den 
Weg gebracht, die wir durchaus begrüßen, so zum 
Beispiel die Abschaffung der Hygieneampel oder die 
Veränderungen beim Alten- und Pflegegesetz.  

Wir erwarten aber in Zukunft mehr von Ihnen. Des-
halb pflanzen Sie das Senfkorn Hoffnung ein, damit 
daraus auch Bäume erwachsen können! Sorgen Sie 
also dafür, dass wir einen wirklichen Bürokratieab-
bau bekommen!  

Dieses Kleinstpaket begrüßen wir bereits, und das 
werden wir konstruktiv im Ausschuss begleiten. – 
Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Loose. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wenn das 
so bleibt, schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 2.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 17/1046 an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Energie und Landesplanung. Dieser bekommt die 
Federführung. Die Mitberatung geht an folgende 
Ausschüsse: den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales, den Ausschuss für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen, den Aus-
schuss für Europa und Internationales, den In-
nenausschuss, den Rechtsausschuss und den 
Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz. Zwischenzeitlich haben 
sich die fünf im Landtag vertretenen Fraktionen da-
rauf verständigt, den Gesetzentwurf ebenfalls in die 
Mitberatung an den Hauptausschuss zu schicken.  

Möchte sich jemand gegen diese Überweisung aus-
sprechen? – Enthalten? – Das ist beides nicht der 
Fall. Dann haben wir einstimmig so an die entspre-
chenden Ausschüsse überwiesen.  

Ich rufe auf: 

3 Entsenderichtlinie reformieren – Beim Aufbau 
einer sozialeren Europäischen Union helfen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1122 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die SPD-Fraktion Herr Kollege Weiß das Wort.  
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